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Referentenentwurf einer Verordnung zur Änderung der Abwasserverordnung und 
zur Änderung der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung 
 
Sehr geehrter Herr , sehr geehrte Damen und Herren,  
 
wir danken für die Möglichkeit zur Stellungnahme zu o.g. Referentenentwurf im 
Rahmen der Verbändeanhörung und bitten um Beachtung der folgenden Punkte: 
 
Vorbemerkung 
 
Die Ausweitung des Geltungsbereichs des Anhang 23 Teil A der Abwasserverordnung 
betrifft Regelungen für Abwasser und verunreinigtes Niederschlagswasser für 
zahlreiche Mitgliedsunternehmen des BDE, insbesondere alle Kompostierungsanlagen 
von Abfällen und Klärschlammen sowie Vergärungsanlagen  von Abfällen und Gülle, 
die nach der 4. BimSchV unter der Nr. 8.5 bzw. 8.6 des Anhang 1 vollumfänglich 
aufgelistet sind. Dies erfolgt auf Grundlage der Umsetzung europarechtlichen 
Vorgaben der BVT-Schlussfolgerungen für die Abfallbehandlung. 
 
Stellungnahme des BDE 
 
Insgesamt muss festgestellt werden, dass die vorgesehenen Änderungen und neuen 
Pflichten hohe Anpassungskosten auf die betroffenen Anlagenbetreiber zukommen 
und diese Kosten aus unserer Sicht höher veranschlagt werden müssen. 
 
Aufgrund des Gleichbehandlungsprinzip ist es zunächst zu begrüßen, dass Vorgaben 
für Abwasser und verunreinigtes Niederschlagswasser (Teil B,C,D) auch für Nicht-IE-
Anlagen nach einer Übergangsfrist von 5 Jahren) gelten soll, wenngleich daraus auch 
für Nicht-IE-Anlagen ein sehr hoher Anpassungsbedarf insbesondere ggf. durch 
bauliche Maßnahmen oder durch Versiegelung des betrieblichen Bereichs resultiert. Es 
wären alle Kompostierungsanlagen für Bioabfälle und Grünabfälle oberhalb einer 
Durchsatzkapazität von 10 t pro Tag bzw. 3650 t pro Jahr von den neuen Vorgaben 
betroffen. Aber auch für IE-Anlagen fallen zusätzliche Analysekosten etwa für 
verunreinigtes Niederschlagswasser und produktionsspezifische Abwässer an, falls dies 
nicht betriebsintern im Prozess genutzt werden kann.   
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Für die betroffenen Unternehmen ist eine einheitliche Umsetzung und ein gleicher Vollzug in allen 
Bundesländern durch die zuständigen Behörden wesentlich, um letztlich auch flächendeckend gleiche 
Standards für alle im Anwendungsbereich der AbwV aufgeführten Kompost- und Vergärungsanalgen für 
Bioabfall und deren Kontrolle gewährleisten zu können.  
Ansonsten wäre insbesondere vor dem Hintergrund der hohen Investitionskosten insbesondere für 
bauliche Anpassungen, die Verhältnismäßigkeit der Mittel nicht gewahrt. Zumal – mit Verweis auf 
Kapitel 4.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft zu Artikel 1 Nr. 1 (basierend auf einem Fachgespräch 
des UBA im November 2021) Kosten für behandlungspflichtiges verunreinigtes Niederschlagswasser 
benannt sind, die nach heutigen Stand nochmals deutlich höher anzusetzen sein werden ( s. 
Referentenentwurf Seite 30 „…bei 30 % der IE-Anlagen bauliche Anpassungen erforderlich mit einmalig 
anfallenden Investitionskosten von durchschnittlich 150.000 Euro und jährlich anfallenden erhöhten 
Betriebskosten von 10.000 Euro / s. bei  den Nicht-IE-Anlagen bei 40 % des Anlagenbestandes bauliche 
Anpassungen  mit einmalig anfallenden Investitionskosten von durchschnittlich 100.000 Euro und 
jährlich anfallenden erhöhten Betriebskosten von 6.000 Euro“).  
 
Zudem entstehen neue Betreiberpflichten durch Analysekosten und ggf. ausgeweitete Berichtspflichten 
sowie behördliche Überwachungskosten und Kosten durch neue behördliche Genehmigungspflichten, 
die nicht nur einmalig, sondern auch dauerhaft zu erhöhten Personal und Sachkosten auf den Kompost- 
und Vergärungsanlagen führen werden. Daher wird der festgelegte finanzielle Mehraufwand für die 
Betreiber heute deutlich höher liegen als in der Begrüdung des Referentenentwurfs angenommen.  
 
Mit der Ausweitung des Anwendungsbereichs für Kompostierungs- und Vergärungsanlagen -auch für 
bislang nicht betroffene IE-Anlagen- sollten die  neuen Vorgaben zu Einleitungen von Abwässern und 
der Anpassung gemäß Anforderungen Teil B, C und D im Anhang 23 , auch für Bestandsanlagen nach 
einer Übergangsfrist von 5 Jahren nach Inkrafttreten der Verordnung gelten ( Anhang 23, Teil F). 
(Redaktioneller Hinweis: In der Begründung zu Teil F fehlt die Bezugnahme auf Teil B. Zudem erfolgt eine 
Bezugnahme auf einen Satz 2, der in der vorliegenden Fassung nicht existiert).  
 
Dabei hinterfragen wir jedoch eine vollständige Bereichsausnahme für Regelungen zu Abwasser nach 
Anhang 23, Teil A (1) Nr. 3 “der Sammlung und vorübergehende Lagerung von Grüngut“. Es bedarf der 
Klarstellung, um welche Art von Zwischenlagerungen von Grüngut es sich hierbei handeln soll. Auch im 
Teil B „Besonderen Teil – Zu den einzelnen Vorschriften der Verordnung“ fehlt eine Konkretisierung, ob 
es sich hierbei konkret um lokale, öffentlich zugängliche Sammelplätze für Grüngut handelt, die nicht in 
Zusammenhang mit einer Behandlungsanlage für Grüngut stehen. Zudem werden keine Zeiträume für 
eine zulässige Lagerungsdauer und Größenordnung der Lagerungskapazität der Grüngut-Sammelmenge 
benannt. Daher ist unklar, wie ausgeschlossen werden kann, dass solche Sammelplätze indirekt als 
„vorübergehende Kompostplätze“ betrieben werden und abwasserrechtlichen Vorgaben 
unberücksichtigt bleiben. Es gilt, eine solche Bereichsausnahme – falls überhaupt notwendig und 
gerechtfertigt -  rechtssicher zu gestalten und konkret zeitlich und mengenmäßig einzugrenzen;  auch 
bei saisonal anfallendem hohen Mengen an Grüngut auf nicht befestigten Flächen ohne 
Abwassererfassung kann verunreinigtes Oberflächenwasser entstehen. 
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Zu Teil D (1) - Neueinführung und Verschärfung von Emissionsgrenzwerten für 
Bioabfallbehandlungsanlagen 
 
 Die Einleiter-Grenzwerte für Abwasser (inklusive veruneinigtes Oberflächenwasser) in den Vorfluter 
(Indirekteinleitung ) bzw. hier benannt in Teil D „Anforderungen an Abwasser vor Vermischung“ 
beruhen gemäß Begründung auf der Anpassung an Tabelle 6.1 der BVT-Schlussfolgerung 20 (direkte 
Einleitung in ein Gewässer). Wie auch in den Erläuterungen vermerkt, sind darüber hinaus zur 
Anpassung an den Stand der Technik die Überwachung der Parameter AOX, Ni, Cu und Zn für Komposte- 
und Vergärungsanlagen neu vorgegeben worden. Trotz Anwendung der oberen Grenzwerte für die 
Emissionsbandbreiten (Tabelle 6.1 bzw. 6.2 BVT-assoziierte Emissionswerte für indirekte Einleitungen in 
einen Vorfluter) und zugleich der anteiligen Übernahme der gelten Werte aus dem Anhang 23 der 
Abwasserverordnung, ergeben sich in der Summe Verschärfungen, zumal es sich hierbei  gemäß BVT-
Merkblatt um  eine „qualifizierte Mischprobe oder eine 2-Stunden-Mischprobe“ handelt.    
Gemäß Anhang 23, Teil H Absatz 3, Nr. 2 sind in Kompostierungs- und Vergärungsanlagen von Bioabfall  
für Abwasser, im Fall der indirekten Einleitung in einen Vorfluter (hier „(3) Vor der Vermischung mit 
anderem Abwasser“) PFC -perfluorierte Verbindungen mindestens alle sechs Monate in qualifizierter 
Mischprobe -bzw. repräsentativer Charge – zu untersuchen. Der Parameter PFT ist neu aufgenommen 
und ist nur dann zu messen, „sofern dieser Stoff aufgrund möglicher Einträge durch die behandelnden 
Abfälle zu erwarten ist“. Auch wenn solche Verweise auf vergleichbare Regelungen in dem BVT -
Schlussfolgerungen als Fußnote zurückgreifen; bedarf es der Klarstellung für welche konkreten 
Abfallströme eine PFT-Messung erforderlich werden könnte. Bioabfälle gemäß BioAbfV sollten davon 
generell ausgeschlossen werden, wenn diese nach Vorgaben des Abfallrechts zur Behandlung auf 
Kompost- und Vergärungsanlagen zulässig sind. Ansonsten wäre nicht auszuschließen, dass es aufgrund 
der Vorsorgeabwägung zukünftig behördlich angeordnet würde, alle verunreinigten 
Niederschlagswässer von Fahrwegen auf Kompostierungs- und Vergärungsanlagen, halbjährig bzw.pro 
Charge (wenn Einleitung weniger als einmal pro Halbjahr stattfindet) auf PFT untersuchen zu lassen. Das 
erscheint als pauschale Vorgabe unverhältnismäßig und bedarf der Konkretisierung. 
 
Vorgeschlagene Änderung zu Anhang 23, Teil H  Betreiberpflichten, (3) Nr. 2  
(3) Vor der Vermischung mit anderem Abwasser sind 2. bei Anlagen nach Teil A Absatz 1 Satz 1 Nummer 
1, 2 und 3 die Parameter per- und polyfluorierte Verbindungen (PFC) als Einzel- und Summenwert 
mindestens einmal in sechs Monaten in der qualifizierten Stichprobe oder in der 2-Stunden-Mischprobe 
zu messen, sofern diese Stoffe aufgrund möglicher Einträge durch die behandelten Abfälle im Abwasser 
zu erwarten sind. Die Behandlung von Bioabfällen gemäß BioAbfV in Kompostierungs- und 
Vergärungsanlagen ist hiervon ausgeschlossen. 
 
Redaktioneller Hinweis:  
Zu Anhang 23/ Teil C, Absatz 3. Hierin wird die Ausnahme für die Anforderungen an Kohlenwasserstoffe 
nur auf Anlagen des Teil A, Absatz 1 Nr. 1 (Kompostanlagen) bezogen. Demnach wäre der Parameter 
jedoch für Vergärungsanlagen zu bestimmen, wenngleich es sich um den gleichen Bioabfall handelt. 
Zudem gilt es zu berücksichtigen, dass vornehmlich trockene Vergärungsverfahren eingesetzt werden 
und diese folglich hiervon ausgenommen wären. In der Begründung wird jedoch explizit auch 
aufgeführt, dass bei der Kompostierung und Vergärung von Bioabfall regelmäßig nicht mit 
Kohlenwasserstoffen zu rechnen ist. [Seite 48: Absatz 3 Satz 1 führt die bisherige Regelung in Anhang 23 
Teil C Absatz 1 Satz 2 g.F. unverändert fort. Absatz 3 Satz 2 wurde ergänzt, da im Bereich der 
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Kompostierung und Vergärung von Bioabfällen regelmäßig nicht mit Kohlenwasserstoffen zu rechnen ist 
und eine Probenahme für diesen Anwendungsbereich nicht relevant ist.] 
 
Vorgeschlagene Änderung zu Anhang 23, Teil 3, Absatz 3, Satz 2 
(3) Die Anforderung an Kohlenwasserstoffe, gesamt, nach Absatz 1 bezieht sich auf die Stichprobe. Die 
Anforderung gilt nicht für Abwasser aus den Bereichen nach Teil A Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und Nr. 2. 
 
Bei Rückfragen wenden Sie sich gerne an uns. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
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